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Betreff: 5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
  
Beschlussvorschlag:                                          
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschließt die 5. Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung der Stadt Halle (Saale). 
 
 

5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung  
 
Aufgrund der §§ 6, 7 und 44 Abs. 3 Nr. 1 Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
(GO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.08.2009 (GVBl. LSA 2009, S. 383), 
zuletzt geändert durch § 20 Abs. 1 des Gesetzes vom 20. Januar 2011 (GVBl. LSA 2011, S. 
14, 18) beschließt der Stadtrat die 5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 
15.12.2004, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 01.07.2009.  
 

1. In § 5 Abs. 1 Ziff. 4 und Abs. 2 Ziff. 3 werden die Worte: „Ausschuss für 
Wirtschaftsförderung und Beschäftigung“ durch die Worte: „Ausschuss für 
Wissenschafts- und Wirtschaftsförderung sowie Beschäftigung“ ersetzt. 

 
2. In § 9 Abs. 2 S. 3 (Die weiteren Vertreter bestimmen sich nach dem Dienstalter, bei 

gleichem Dienstalter nach dem Lebensalter) werden nach dem Wort. „Dienstalter“ die 
Worte „als Beigeordneter in der Stadt Halle (Saale)“ eingefügt.  

 
3. Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Stadt Halle (Saale) in Kraft.  
 

 
 
 
 
Dagmar Szabados 
Oberbürgermeisterin 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  V/2011/09859 
Datum:   30.05.2011 
Bezug-Nummer.   
HHstelle/Kostenstelle:  
Verfasser:   Rechtsamt 
Plandatum:     



 
Begründung:                                                                                                                                    
 
Der Stadtrat hat am 23.02.2011 die Änderung der Bezeichnung des „Ausschusses für 
Wirtschaftsförderung und Beschäftigung“ in „Ausschuss für Wissenschafts- und 
Wirtschaftsförderung sowie Beschäftigung“ beschlossen. 
 
In der Sitzung am 25.05.2011 beschloss der Stadtrat eine Konkretisierung bei der 
Vertretungsregelung der Oberbürgermeisterin durch die Beigeordneten in Bezug auf das 
Dienstalter.  
 
Die vorliegende Beschlussvorlage dient dazu, die vorgenannten Beschlüsse des Stadtrates 
in eine formelle Änderungssatzung umzusetzen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


